Vorentwurf des Gesetzes

über die Harmonisierung der Finanzierung der Systeme der sozialen Sicherheit und der sozialen und beruflichen Eingliederung
__________________________________________________________________________

Der Grosse Rat des Kantons Wallis
eingesehen die Artikel 31 Absatz 1 und 42 Absatz 1 der Kantonsverfassung;

auf Antrag des Staatsrates,

verordnet:

Art. 1
Zweck

Das vorliegende Gesetz hat zum Zweck:

a)
die Finanzierung der Systeme der sozialen Sicherheit und der sozialen und beruflichen Eingliederung zu gemeinsamen Lasten des Staates und der Gemeinden zu harmonisieren;

b)
damit die Zusammenarbeit zwischen Organen zu fördern, die mit der Anwendung der in Artikel 2 genannten Gesetze beauftragt sind;

c)
die Transparenz und Voraussehbarkeit der Kosten zu Lasten des Kantons und der Gemeinden zu verbessern.

Art. 2
Anwendungsbereich

Das vorliegende Gesetz findet Anwendung auf die Systeme der sozialen Sicherheit und der sozialen und beruflichen Eingliederung im Rahmen:

-
der Eintreibung von Unterhaltsbeiträgen und die Entrichtung von Vorschüssen;

-
der Ergänzungsleistungen zur AHV/IV;

-
der Alters- und Hinterlassenenversicherung;

-
der Massnahmen zugunsten von Arbeitslosen;

-
der Eingliederung und Sozialhilfe.

Art. 3
Aufteilungsgrundsätze

1 Die Finanzierung der in Artikel 1 vorgesehenen Systeme gehen zu 61 Prozent zu Lasten des Staates und zu 39 Prozent zu Lasten der Gesamtheit der Gemeinden.

2 Der Beitrag jeder Gemeinde wird entsprechend ihrer Bevölkerung sowie ihrer Finanzkraft festgelegt.

Art. 4
Übergangsbestimmungen

1 Artikel 3 Absatz 1 gilt ab Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes.

2 Artikel 3 Absatz 2 wird während einer Übergangszeit von fünf Jahren schrittweise eingeführt.

3 Während des ersten Übergangsjahres wird der Beitrag jeder Gemeinde nach einem Index gewichtet, welcher der Verhältnismässigkeit der Gemeindelasten der vier Jahre vor Inkrafttreten des Gesetzes Rechnung trägt.

4 Im Verlaufe der folgenden Übergangsjahre wird dieser Index schrittweise auf den Wert 1 zurückgeführt, damit der Beitrag jeder Gemeinde nur noch von ihrer Bevölkerung und ihrer Finanzkraft abhängt.

Art. 5
Änderung geltenden Rechts

Geändert werden:

a)
Gesetz über die Eintreibung von Unterhaltsbeiträgen und die Entrichtung von Vorschüssen vom 13. November 1980


Art. 8 Abs. 1


1 Die zugesprochenen und nicht zurückerstatteten Vorschüsse gehen gemäss den Bestimmungen des Gesetzes über die Harmonisierung der Finanzierung der Systeme der sozialen Sicherheit und der sozialen und beruflichen Eingliederung vom………….zu Lasten des Staates und der Gemeinden.

b)
Ausführungsgesetz zum Bundesgesetz über Ergänzungsleistungen zur AHV/IV vom 29. September 1998


Art. 19

1 Der dem Kanton auf der Grundlage der Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Ergänzungsleistungen zufallende Ausgabenanteil wird gemäss den Bestimmungen des Gesetzes über die Harmonisierung der Finanzierung der Systeme der sozialen Sicherheit und der sozialen und beruflichen Eingliederung vom………….zwischen dem Staat und den Gemeinden aufgeteilt.


2 Aufgehoben.

c)
Ausführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Alters- und Hinterlassenenversicherung vom 12. November 1998


Art. 15

1 Die vom Kanton gemäss Artikel 103 AHVG und 78 IVG zu leistenden Beiträge werden gemäss den Bestimmungen des Gesetzes über die Harmonisierung der Finanzierung der Systeme der sozialen Sicherheit und der sozialen und beruflichen Eingliederung vom………….vom Staat und den Gemeinden getragen.


2 Aufgehoben.

d)
Gesetz über die Beschäftigung und die Massnahmen zugunsten von Arbeitslosen vom 23. November 1995


Art. 36

1 Der kantonale Beschäftigungsfonds ist ein Spezialfonds im Sinne des Finanzhaushaltgesetzes.


2 Der kantonale Beschäftigungsfonds wird gemäss den Bestimmungen des Gesetzes über die Harmonisierung der Finanzierung der Systeme der sozialen Sicherheit und der sozialen und beruflichen Eingliederung vom………….vom Staat und den Gemeinden geäufnet.


3 Der Grosse Rat beschliesst anlässlich der Festlegung des Voranschlages des Staates den für den kantonalen Beschäftigungsfonds bestimmten Globalbetrag für das kommende Geschäftsjahr. Die Gemeinden zahlen ihren Beitrag periodisch in den kantonalen Beschäftigungsfonds ein.

e)
Gesetz über die Eingliederung und die Sozialhilfe vom 29. März 1996


Art. 17 Abs. 2

2 Die Nettoausgaben des ganzen Kantons werden gemäss den Bestimmungen des Gesetzes über die Harmonisierung der Finanzierung der Systeme der sozialen Sicherheit und der sozialen und beruflichen Eingliederung vom………….vom Staat und den Gemeinden getragen.


Art. 17 Abs. 3, 4 und 5: Aufgehoben.


Art. 19 Abs. 2 und 3: Aufgehoben.

Art. 6
Schlussbestimmungen

1 Der Staatsrat erlässt die zur Anwendung des vorliegenden Gesetzes notwendigen Bestimmungen.

2 Das vorliegende Gesetz unterliegt dem fakultativen Referendum.

3 Der Staatsrat bestimmt sein In-Kraft-Treten.

So entworfen im Staatsrat zu Sitten, den

